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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Justiz- und Polizeidepartement. 

 

Begründung 

Die vorliegende Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands durch die 
Übernahme und Umsetzung der Verordnung (EU) 2023/2667 in Bezug auf 
die Bearbeitung von Visumanträgen für die Einreise in den Schengen-Raum 
ermöglicht einheitliche Prozesse, einfachere Verfahren für Antragstellerinnen 
und Antragsteller sowie eine wirksame Zusammenarbeit zwischen den Mig-
rationsbehörden der EU und den assoziierten Schengen-Staaten. Die Aus-
stellung eines Visums in digitaler Form gewährleistet zudem optimale Si-
cherheit und ermöglicht gleichzeitig eine elektronische Überprüfung der 
Gültigkeit des Visums durch die Inhaberin oder den Inhaber. 
 
 

                                                                                           
 

 


